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JUNI 1932 HEFT 10

11. JAHRGANG

ROTE EVUE

SOZIALISTISCHE MONATSSCHRIFT

HERAUSGEBER: SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEIDER SCHWEIZ

Sollen die offentlichen Betriebe
die Lohne abbauen?

Von Robert Bratschi.

Bundesrat Musy hat den Ehrgeiz, als Prophet des Lohnabbaues
zu gelten. Er war der erste Magistrat, der dieses Mittel als not-
wendig, ja als das allein mogliche erkldrte, um die Krise, deren
Dauer er auf viele Jahre schitzt, iiberwinden zu kénnen. Er hat
den Lohnabbau als allgemeine Mafinahme gefordert, die in allen
Offentlichen und privaten Betrieben durchgefiihrt werden miisse.
In seinen Propagandareden hat Herr Musy den Lohnabbau in der
Hauptsache mit Argumenten wirtschaftlicher Natur begriindet.
Die Schweiz miisse ihr ganzes Preisniveau senken und der inter-
nationalen Marktlage anpassen, wenn sie ihren Export sichern
und damit die Wirtschaft retten wolle. Eine wichtige Rolle spie-
len dabei nach Ansicht des Herrn Musy die Lohne.

Wir vertreten nicht die Anschauung, dafy die Festsetzung der
Lohne nur eine Machtfrage sei. Andere Faktoren spielen dabei
mit, weil die Léhne tatsichlich auch einer der zahlreichen Preis-
bildungsfaktoren sind. Die Bedeutung der Lohne fiir die Preis-
bildung ist aber im kapitalistischen System hauptséchlich aus
zwei Griinden stark zuriickgegangen, und zwar einmal, weil in
der Epoche der Rationalisierung die Kapitalinvestitionen in den
Betrieben und die daherigen Lasten absolut und verhéltnismafig
gewaltig gestiegen sind, und sodann, weil die Ausschaltung der
Konkurrenz, durch Griindung von Organisationen zum Zwecke
von Preisabmachungen und Preisbindungen, die Preise von den
Lohnen mehr und mehr unabhéingig macht. Es besteht daher gar
kein Zweifel dariiber, daf§ die Rolle der Lohne bei der Preis-
bildung seitens der Arbeitgeber mafllos iibertrieben wird. Diese
Seite des ganzen Problems ist in der Oeffentlichkeit schon so ein-
gehend erortert worden, daBl an dieser Stelle ein allgemeiner
Hinweis geniigt. |
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Ebenso ist schon gezeigt worden, dal es kein international
anerkanntes Preisniveau gibt, und daf§ also auch keine Anpas-
sung daran mdglich ist. Die Preise und Lohne sind gegenwiirtig,
wie in jeder andern Epoche, von Land zu Land verschieden. Da-
bei griindet sich die Verschiedenheit auf unzihlige Ursachen,
wobei Lebensgewohnheiten und Kulturstand der einzelnen
Volker eine grofie Rolle spielen. Von entscheidender Bedeutung
war und bleibt natiirlich auch der Einfluss der Arbeiterbewe-
gung in den einzelnen Lindern. Zu den frither bekannten Ur-
sachen kommen gegenwirtig noch die zahlreichen Griinde, die
mit den Kriegsfolgen im Zusammenhang stehen, sowie das man-
gelhafte Geldsystem und der Wihrungszerfall in einer grofien
Reihe von Lindern. Daf3 die Ungleichheit der Lohne und Preise
nicht als Hauptursache der Krise anzusehen ist, zeigt sodann auch
ein Hinweis auf die letzte Hochkonjunktur bis 1929/30. Sie war
trotz den weitestgehenden Preis- und Lohnunterschieden méglich.
Die Beispiele Deutschland und Italien zeigen sodann, dafi kein
Export mit noch so weit herabgesetzten Preisen und Léhnen
erzwungen werden kann, weil die andern ganz einfach die Tiire
zuschlagen. Diese Politik leistet nur der gegenseitigen Abschnii-
rung Vorschub, unter der wir am meisten zu leiden haben. So
kommt es, dafi Deutschland heute einem grofien Ausverkauf
gleicht. Es fehlt nur einer dabei: der Kéufer. Dabei handelt es
sich nicht um einen freiwilligen, sondern um einen durch Lohn-
abbau und Arbeitslosigkeit erzwungenen Kiuferstreik. Deutsch-
land hat seine Produktionsmdéglichkeiten ins Riesenhafte gestei-
gert. Das Ausland aber schliefft die Grenzen und das eigene Volk
hungert bei gefiiliten Scheunen und stillstehenden Fabriken!

Das aber ist die Wirtschaftspolitik, die Bundesrat Musy fiir
unser Land empfiehlt. Wegen ihr soll der Lohnabbau auf der
ganzen Linie durchgefiihrt werden. Um sie zu ermdéglichen, soll
der Bund das Signal zu einem solchen Lohnabbau geben.

Die Arbeitgeber schimpfen oft iiber die hohen Taxen und
Gebiihren der 6ffentlichen Verwaltungen und Betriebe. Mit Vor-
liebe setzen sie mit ihrer Kritik bei den Bundesbahnen an. Sie
schrecken dabei vor grober Irrefiihrung der Oeffentlichkeit kei-
neswegs zurlick. Thnen ist jedes Mittel gut genug. Einen Beweis
dafiir lieferte ein Pamphlet, das wiihrend der Mirzsession in der
Bundesversammlung zur Verteilung gelangte und den Titel
«Wirtschaftliche Notwendigkeiten» trigt. Es werden dabei die
offentlichen Unternehmungen kritisiert. Ueber die Bundesbahn-
taxen werden zahlenmiéflige Angaben gemacht. Sie beziehen sich
aber nur auf den allgemeinen Tarif des Giiterverkehrs. Die Ver-
fasser des Elaborates miissen aber genau wissen, daff mehr als
70 % aller Giitertransporte auf Grund von Ausnahmetarifen ge-
fiihrt werden. Im Vergleich mit dem Jahre 1913 betrug der Tax-
index der Bundesbahnen im Jahre 1931
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im Personenverkehr 142,56
im Giiterverkehr 125.

Er ist also bedeutend niedriger als der Index der Kosten der
Lebenshaltung im gleichen Jahre. Die Arbeitgeber wissen das
ganz genau, aber sagen es nicht.

Nun aber die Frage, kénnte mit einem Lohnabbau eine wei-
tere Taxreduktion der Bundesbahnen durchgefiihrt werden? Der
Bundesrat, der den Lohnabbau fordert, der Verwaltungsrat der
Bundesbahnen, der mehrheitlich dieser Forderung beigetreten
ist, und die Arbeitgeberverbinde, welche die beiden genannten
Behérden zu ihrer Stellungnahme veranlafit haben, wissen ganz
genau, dafl davon gar keine Rede sein kann. Eine weitere Sen-
kung der Eisenbahntarife kommt gar nicht in Frage. Welchen
Einflufl hat also der Lohnabbau der Bundesbahnen auf die Wirt-
schaft? Es bleibt nur die Schwichung der Kaufkraft und damit
des schweizerischen Marktes. Eine andere als diese krisenver-
schiirfende Wirkung fillt aufier Betracht.

In neuester Zeit hat Bundesrat Musy den Lohnabbau auch
mit der Finanzlage des Bundes und ganz besonders der Bundes-
bahnen begriindet. Wie verhélt es sich in dieser Hinsicht?

Es ist wahr, dafi die Bundesfinanzen stark unter der Krise
leiden. Die Finanzpolitik der regierenden Parteien, die darin
gipfelt, da3 die Einnahmen fast ausschlieSlich auf indirekten
Konsumsteuern beruhen, tréigt die Hauptschuld daran. Dazu
kommt die ungliickliche Getreidepolitik Musys, die den Bund im
Jahr mehr als 25 Millionen Franken kostet, chne daf3 dafiir Dek-
kung vorhanden wiire. Dafl am Militéirbudget kein nennenswerter
Abstrich gemacht werden darf, ist klar. Noch weniger kommt fiir
Musy eine Belastung des Kapitals in Frage, das Jahre mit grofiten
Gewinnen hinter sich hat. Besonders aber wird auf das zu be-
fiirchtende Defizit der Bundesbahnen hingewiesen. Das Gleich-
gewicht soll bei ihnen und bei den andern Verkehrsanstalten des
Bundes auf dem Wege des Lohnabbaues gesucht werden. Was ist
zu erwarten? Es ist klar,dafl der Abbau sich zunichst im gewiinsch-
ten Sinne auswirken wird. Die Ausgaben werden sinken, und das
Defizit wird kleiner werden. Die Stérung des Gleichgewichtes
rithrt aber von der Einnahmenseite her. Ohne dafi die Ursachen,
denen die eingetretenen Ausfille zuzuschreiben sind, beseitigt
sind, ist auch keine Sanierung zu erwarten. Die Wirtschaftspolitik
aber, von welcher der Lohnabbau nur ein Bestandteil ist, fiihrt
zwangsliufig zu einem weiteren Riickgang der Einnahmen. Der
Lohnabbau, als erster Schritt dieser Politik, fiihrt daher nur
scheinbar zu einer Sanierung. In Wirklichkeit hat er das Gegen-
teil zur Folge. Wohl senkt er die Ausgaben der Bundesverwaltung
und der Bundesbahnen, gleichzeitig fiihrt er aber zu einer
Schrumpfung des schweizerischen Konsums, damit zu weiteren
Storungen der Wirtschaft und zu weiterem Riickgang der Einnah-
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men und Transporte. Herr Musy aber braucht das Gegenteil
dieses Riickganges, wenn er wirklich sanieren will. Jeder weitere
Schritt seiner Politik fiihrt ihn daher weiter von der gewiinschten
Sanierung weg. Die Einnahmen werden immer stirker sinken,
als er die Ausgaben herabsetzen kann. Besonders ungiinstig wird
sich diese Entwicklung fiir die Bundesbahnen gestalten. Sie miif3-
ten alles begiinstigen, was die normale Zirkulation der Giiter
ermoglicht und das Reisen der Menschen erleichtert; sie folgen
der Politik Musys und machen damit genau das Gegenteil davon.

Herr Musy und der Bundesrat sprechen euphemistisch von
einer Anpassung der Lohne und vermeiden systematisch das Wort
Abbau. Es wird sogar geltend gemacht, der Reallohn miisse unter
allen Umstéinden gesichert werden. Es kann nicht scharf genug
darauf hingewiesen werden, daf es sich dabei um ein ganz schilim-
mes Schlagwort handelt. Jeder Lohnabbau kann damit beschonigt
werden, daf} der Reallohn nicht gesenkt werden solle. Es kommt
immer darauf an, mit welchem Zeitpunkt der Vergleich ange-
stellt wird. Der Bundesrat vergleicht mit den Jahren 1927 und
1913. Die Arbeitgeber ziehen das letztgenannte Jahr mit Vorliebe
zum Vergleich heran. Es ist das letzte Vorkriegsjahr. Im Jahre
1927 aber ist das neue Beamtengesetz zu Ende beraten worden.
Kann die Arbeiterschaft allgemein oder das Bundespersonal im
besondern einem solchen Vergleich und den daraus gezogenen
Schliissen zustimmen? Wir verneinen diese Fragen mit der grof}-
ten Bestimmtheit. Wer sagt denn dem Arbeitgebertum und seinen
Anwiilten in den Behorden, dafi die Arbeiterschaft mit dem, was
1913 oder 1927 erreicht worden ist, zufrieden gewesen sei, oder
daf} sie diesen Stand gar als das Ende der sozialen Entwicklung
fiir lange Zeit anerkennen kann? Wie sind denn diese Lohne
iiberhaupt zustande gekommen? Es handelt sich einfach um das,
was in jener Zeit die Arbeiterschaft der besitzenden Klasse hat
abringen konnen, nicht einmal das, was damals wirtschaftlich
ohne weiteres moglich gewesen wire. Die Produktionsfidhigkeit
der Wirtschaft ist aber weiter gestiegen, und der Einflufi der
Arbeiterschaft mufl auch grofier werden. Der Anteil der Arbeit
am Ertrag der Produktion mufi daher absolut und prozentual
auch weiter gesteigert werden konnen, wenn wir nicht freiwillig
einem sozialen Stillstand und «Frieden» auf Kosten der Arbeiter
zustimmen wollen. Dafl davon keine Rede sein kann, ist wohl
klar.

Daf} der geplante Lohnabbau gegeniiber dem Zustand, der un-
mittelbar vor seiner eventuellen Durchfiihrung bestanden haben
wird, auch eine Senkung des Reallohnes und damit eine Ver-
schlechterung der Lebenshaltung der betroffenen Volkskreise
darstellt, wird von keiner Seite bestritten. Dafiir predigt Herr
Musy ja die Riickkehr zur Einfachheit. Selbstverstéindlich gilt das
Rezept nur fiir diejenigen, die vom Ertrag ihrer Arbeit leben
miissen. Es wird verkiindet, um das gegenwirtige System zu ret-
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ten und einer diinnen Oberschicht Luxus und Ueberfluf auf alle
Zeiten zu sichern. Daf} den breiten Massen des Volkes Einfach-
heit und Einschriinkung in einer Zeit empfohlen wird, die, ge-
messen an der bestehenden Produktionsfihigkeit, mehr als jede
andere unter der ungeniigenden Konsumtion leidet, ist sicher cha-
rakteristisch fiir die Art und Weise, wie gegenwiirtig die Wirt-
schaft «gefiihrty wird.

Der Reallohntheorie entspringt der Gedanke der sogenannten
gleitenden Lohnskala. Es handelt sich darum, die einmal fest-
gesetzten Lohne in bestimmte Beziehung zu den Preisen zu brin-
gen und damit Veréinderungen im Reallohn zu vermeiden. Herr
Musy hat grﬁﬁte Anstrengungen gemacht, um eine entsprechende
Bestimmung in das Beamtengesetz zu bringen. Das Parlament
hat die Antrége abgelehnt. Nun soll die Absicht mit dem neuen
Gesetz verwirklicht werden, das der Bundesrat in der Junisession
dem Parlament vorlegen W111 Allerdings soll es sich vorldufig
um ein Uebergangsstadium von einigen Jahren handeln. Wiih-
rend dieser Zeit soll das Parlament das Recht erhalten, die Léhne
um 15 % nach unten und oben von der Basis des Gesetzes vom
Jahre 1927 zu dndern. Ohne Zweifel hat Musy die Absicht, diese
Regelung spiiter definitiv zu gestalten. Er hofft, auf diesem Wege
dem Bundespersonal jede wirkliche Verbesserung seiner sozialen
Lage auf unabsehbare Zeit zu verunmoglichen. Daf} seine Speku-
lation richtig wére, wenn die gleitende Skala angenommen
wiirde, ist sicher. Es muf mit Bestimmtheit damit gerechnet wer-
den, daf ihre Existenz eine wirkliche Verbesserung der Ld&hne,
d. h. deren Steigerung, ohne daf zuerst die Preise entsprechend
gestiegen sind, ungemein erschweren wiirde.

Aufler dem Finanzminister tritt auch der Bauernsekretir fiir
die gleitende Lohnskala ein. Interessant ist, dafl dabei der eine
auf die niedern und der andere auf die hohen Preise spekuliert.
Musy will mit Hilfe des Preisabbaues die Lohne senken und
damit die Ausgaben herabsetzen; Laur hofft, dafi die gleitende
Lohnskala die Hochhaltung der Preise in der Landwirtschaft
erleichtern werde. Sinken die Preise, so haben die Arbeiter
nichts davon, weil die Léhne auch sinken, steigen aber die Preise,
so kann das den Arbeitern gleichgiiltig sein, weil die Léhne auch
steigen, also werden sich die Konsumenten nicht mehr gegen
hohe Produktenpreise der Landwirtschaft wehren. Das ist die
Ueberlegung des Bauernsekretirs. Wir glauben, daf§ sich Herr
Prof. Laur einer fiir ihn gefihrlichen Illusion hingebe. Wenn die
gleitende Lohnskala auf der ganzen Linie durchgefiihrt wire und
jede Preissenkung sofort eine Lohnsenkung nach sich ziehen
miifite, also eine entsprechende Reduktion der Ausgaben der
Offentlichen und privaten Arbeitgeber zur Folge héitte, dann wiire
ohne Zweifel ein ganz anderer Preisdruck auf die landwirtschaft-
lichen Produkte und andern Konsumgiiter zu erwarten, als er
sich gegenwiirtig geltend macht. Auch wire die Steigerung des
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Konsums durch die breiten Massen des Volkes, von der ja Wohl
und Wehe der Landwirtschaft abhéingt, verunmoglicht, weil die
Reallohne und damit die Konsumkraft dieser Volkskreise <ein-
gefroren» wiren.

Wenn einmal eine gleitende Lohnskala eingefiihrt wiirde, so
miifite sie mit Kautelen umgeben werden, die ihren hemmenden
Einflufy auf den sozialen Aufstieg der Arbeiterklasse unmoglich
machen wiirde. Es miifiten Sicherungen fiir periodische Verbes-
serungen des Reallohnes geboten werden, die im Zusammen-
hang mit der Steigerung der Produktivitit der Wirtschaft und
der Intensitit der Arbeit stehen wiirden. Auch miifiten sie
eine bessere Verteilung des Arbeitsertrages zugunsten des Fak-
tors Arbeit erméglichen. Das alles setzt eine Wirtschaftsordnung
voraus, die wir noch nicht besitzen, sondern erst erkimpfen miis-
sen. Unter der Herrschaft des Kapitalismus ist die gleitende
Lohnskala nur ein weiteres Mittel der Ausbeutung und mufy daher
abgelehnt werden.

Wir haben im vorstehenden versucht, iiber die Frage des
Lohnabbaues allgemein und in den o6ffentlichen Betrieben in
Sonderheit einige Gedanken zu #duflern, die in der bisherigen
Diskussion vielleicht noch weniger zur Geltung gekommen sind.
Wie die ganze bisherige Stellungnahme der Arbeiterschaft, zeigen
sie, daf} der Lohnabbau und die ganze damit in Verbindung
stehende Wirtschaftspolitik zu keiner Lésung der Krise fiihren
kann, sondern dafl wir mit diesen Mitteln immer weiter in Not
und Schwierigkeiten geraten miissen. Der Lohnabbau im Bund
kann den Bundesbetrieben nicht helfen. Er soll auch nur durch-
gefiihrt werden, um dem Abbau in Kantonen und Gemeinden den
Weg zu ebnen und in den privaten Betrieben weiter zu erleich-
tern. Im Grund der Dinge handelt es sich einfach darum, die
ganze Last der Krise auf die Schultern der Arbeitnehmer in
Werkstatt und Biiro abzuwiilzen, nachdem die Kapitalisten den
Goldregen der Hochkonjunktur eingeheimst haben. Dafy davon
ein Teil in gewagten, ja liederlichen Spekulationen im Ausland
wieder verlorengegangen ist, ist kein Grund fiir die Arbeiter,
Opfer zu bringen, sondern ein Anlafj zu schiirfster und gerechter
Kritik.

Dem negativen Wirtschaftsprogramm des Bundesrates mit
dem Lohnabbau als der Arbeiterschaft zugedachtes Krisenopfer
stellen wir daher das positive Programm der Gewerkschaften mit
der Krisensteuer als bescheidene Leistung der Nutzniefler der
Hochkonjunktur gegeniiber.

294



	Sollen die öffentlichen Betriebe die Löhne abbauen?

